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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.07.2012 

Geschäftszahl 

AW 2012/08/0064 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag der Dr. D, vertreten durch die H & W Rechtsanwälte OG, 
der gegen den Bescheid des Landeshauptmannes von Wien vom 15. Mai 2012, Zl. MA 40 - SR 16256/2012, 
betreffend Beitragspflicht in der Pensionsversicherung nach dem FSVG (mitbeteiligte Partei: 

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft in 1051 Wien, Wiedner Hauptstraße 84-86), erhobenen 
und zur hg. Zl. 2012/08/0145 protokollierten Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den 
Beschluss gefasst: 

Spruch 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag nicht stattgegeben . 

Begründung 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdeführers die 
aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem zwingende öffentliche Interessen nicht 
entgegenstehen und nach Abwägung aller berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der mit 
Bescheid eingeräumten Berechtigung durch einen Dritten für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger 
Nachteil verbunden wäre. 

Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung vornehmen zu können, ist nach ständiger 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. u.a. den hg. Beschluss eines verstärkten Senates vom 
25. Februar 1981, Slg. Nr. 10.381/A) erforderlich, dass die beschwerdeführende Partei schon in ihrem Antrag auf 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus welchen tatsächlichen Umständen sich der von 
ihr behauptete unverhältnismäßige Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne Weiteres erkennen lassen. 

Die Dartuung eines unverhältnismäßigen wirtschaftlichen Nachteils erfordert demnach die nachvollziehbare 
Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen der behaupteten Einbußen auf dem Boden der gleichfalls 
konkret anzugebenden gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse der beschwerdeführenden Partei. Erst die 
ausreichende Konkretisierung ermöglicht die vom Gesetz gebotene Interessenabwägung. 

Die beschwerdeführende Partei begründet ihren Antrag ausschließlich unter Verweis auf ihr geringes 
Einkommen. Damit wird aber nicht die gesamte wirtschaftliche Situation der beschwerdeführenden Partei 
dargestellt. 

Ein unverhältnismäßiger Nachteil konnte so nicht dargelegt werden, weshalb der Antrag abzuweisen war. 

Wien, am 10. Juli 2012 


